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Zeitung. 


Exveditlon: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtaſten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 
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fünkthelligen Zeile in Petülſchri 


Nr. 194. Mittag ⸗ Ausgabe. Verlag von Eduard Trewendt. Sonnabend, den 27. April 1861. 


e De und Nachri 1 Der Abg. v. Vincke werde mit ihm wohl darin übereinftimmen, daß, fo 
3 3 a ja lange das jetzige Inſtitut der Staatsanwaltſchaft 5 eine kriminalgeri 
„Wanderer“ enthält einen telegraphiſchen Bericht über die liche Verantwortlichkeit der Beamten eine Illuſion bleiben werde. Der Un⸗ 


terſchied werde nur ber fein, daß die Funktionen der Verwaltungschefs auf 
heute ſtattgehabte Landtagsſitzung in Lemberg. Der Abgeord: den Juſtizminiſter übergehen, der bekanntlich die Staatsanwalte in ſtarker 
nete Borkowski ſprach gegen die Vornahme der Wahlen . 1 iche 9225 * — Kg 4 . 
zum Reichs rathe, der Abgeordnete Wodzicki für dieſelbe. eines Treiben auf mißliebige Beamte beginnen würde, er dem jetzi 
Der Letztere beantragte jedoch einen ausdrücklichen Vorbehalt Jenes a U wie 55 een sen den Men es 
ge 1 Autonomie und der hiſtoriſchen Rechte des Lan⸗ zuſtimmen, wenn neben der freien Anklage auf der einen Seite, auf der an⸗ 
des. ieſer Antrag wurde angenommen. a \ : i 1 

Die eat enthält ein Telegramm aus Naguſa Inge 115 DH „Die e Ga gl in 0 7 0 
vom geſtrigen Tage. Nach demſelben haben die Aufſtändi⸗ 1 „ Er wünſche, daß das Geſetz jo bald als möglich zu Stande 


die Wahl eingegangen ſei. — Abg. Reichenſperger (Köln) giebt zu, daß 
die Sache keine praktiſche Bedeutung bei dem nahen Schluſſe der Legislatur 
habe; die Abtheilung habe aber eben deshalb geglaubt, das Prinzip etwas 
ſtrenger ins Auge font zu müſſen. Der Antrag der Abtheilung wird ab: 
gelehnt, die Wahl omit für giltig erklärt. f 

Die Miniſter v. Patow und v. Bethmann⸗Hollweg ſind eingetre⸗ 
ten, und bald darauf auch Graf Schwerin. 

Zur Berathung kommt der Bericht der Juſtizcommiſſion über den Ge: 
ſetzentwurf, betreffend die gerichtliche Verfolgung von Beamten wegen Amts⸗ 
und Dienſthandlungen. Zur allgemeinen Diskuſſion erklärt der Ref. Abg. 
Rhoden, von der Comm. autoriſirt zu fein, in der Ueberſchrift zur Vor: 


dern Seite ein Spruchgerichtshof eriftirte, der genügende Garantien 8 be. So 

lange die letztere Bedingung fehlte, würde es durch die freie Anklage nur 

0 Hie e . 1 5 N Bi vie yet. erichtliche, 4 

1 x ; ie civilrechtliche Seite. Er frage, wer die Beamten feien, die ohne Einſchrän⸗ 

ſchen Ficebo, nahe Trebigne, angegriffen. Ueber Nikſik wußte] Abg. Reich enſperger (Geldern): Die Regierung fei von dem anzuer: kung ihren Vorgeſetzten Gehorſam ſchuldig fein? Soldaten, Steuer⸗ und 

man nichts Beſtimmteres, da die Verbindung durch die Auf⸗ een 71 fein beeilt zur ber 185 unc ff 1 un 4 7 5 855 5 75 ven ban dn i ee 15 65 hi ce dieſe 

ändi iſt; es war erwaltungsbeamten zu beſeitigen; der Mißbrauch ſei fo ſtark geweſen, daß] Kategorien, und man müfje ihnen nun nach dieſem Geſetze zugeſtehen, zu 

e ein er ee el es nun ſchwer geworden, den rechten Gebrauch zu treffen. Mit den thats prüfen, ob die ihnen zugegangenen Befehle mit den Geſetzen und der Verfaf- 

och eingeſ i, Abends . 5 5 2 ſächlichen Ausführungen der Motive ſei er aber nicht einverſtanden. Die] jung übereinſtimmen. In 1 4 Kategorien des Beamtenthums habe die 

Paris, 26. April, ends. Nach hier eingetroffenen Gerichte würden nicht immer auf Incompetenz erkannt haben, wo der Com⸗ Auflöſung ſchon begonnen. Man frage, ob man den Befehlen zu pebegen 

Nachrichten aus der Herzegowina haben die Türken die Mon: petenzgerichtshof den erhobenen Conflict für begründet erachtet habe; er habe und verlange Deckung für die Ausführung. Dieſes Moment falle ſchwer 

tenegriner am 19. d. geſchlagen und eine verſchanzte Stellung] fürchte, an Stelle der bisherigen Unantastbarkeit der Beamten werde ein ins Gewicht. Hie an müſſe man . die einzelnen Gebiete der Ver⸗ 

derſelben genommen. Syſtem von Vexationen treten, welches die einzelnen Beamten genire und waltungshierarchie auf unzweideutige Weiſe regeln. Am bedenklichſten aber 

Aus Turi ird v ti Idet, daß Ga: bindere, das Amt ſelbſt lähme. Der beſtehende Rechtszuſtand ſei allerdings erſcheine ihm das Eingreifen in die Militärjuſtiz. Für die preußiſche Volks⸗ 

in wird vom heutigen Tage gemeldet, daß Ga: unhaltbar. Die materiellen Geſetze machten oft die Verfolgung von ers vertretung müſſe die Armee ein noli me tangere ſein. (Widerſpruch und Un⸗ 

ribaldi nach der Villa Pallavicino abgereiſt ſei, daſelbſt waltungsbeamten unmöglich, auch wo das Staats⸗Intereſſe fie geſtatte. Die ruhe rechts) Er wolle das Recht des Hauses nicht beitreiten, aber dem ſtehe 

einige Tage verweilen und dann direct nach Caprera gehen Organiſation und et des Competenzgerichtshofes laſſe alles zu das Recht des höchſten Kriegsherrn gegenüber. e der Armee herrſche das 

werde. 7 ear eee ; bie ungünſtige nung des 8 5 9 ſei ug zu | Prinzip 5 desen Gebt 155 — Kap en, und man könne Aende⸗ 
x egründet, er den Verwaltungsbehörden generaliter das Recht der Con⸗ rungen auf dieſem Gebiet nicht nebenher abmachen! 

Hamburg 26. April. die Hamburger Nachrichten“ ficlerhebung zu verſagen, fei unzuläffig. Gin Gonflichall liege gewiß vor,| Abg. Mathis (Barnim): Da die Berfaffungsmäßigteit’des vorliegen 
melden in einem Telegramm aus Kopenhagen vom geftrigen | wenn die Verwaltungsdebörde erkläre, eine gewiſſe Amtsthätigkeit niederer den Geſetzes, die er nach den Ausführungen des Hrn. Juſtizminiſters für 
Tage, daß im Intereſſe der Schifffahrt und der Finanzen | Beamten ſei durch das Geſetz oder eine a Verordnung geboten: vollſtändig erledigt gehalten, von dem Abg. Wagener dennoch auf's Neue 
am 1. Mai 600, ſpäter eine noch größere Anzahl von Ma⸗ da handle es ſich nicht um die Rechtsſtellung des Beamten, ſondern um die in Zweifel gezogen worden ſei, und zwar mit Bezug auf Art, 96, fo wolle 
troſen beurlaubt werden ſollen, jedoch unter der Bedingung Grenze der Amtsgewalt der verſchiedenen Behörden, um die Trennung der er nur einige Bemerkungen machen, um deſſen „verfaſſungstreues Herz“ 
daß ls fie einb 1 „Verwaltung und Juſtiz. Das gebe e die Vorlage ſelbſt zu, indem (Heiterkeit) von allen Skrupeln zu befreien, Es ſei zwar feſtgeſtellt, daß der 

aß fie, falls fie einberufen werden, ſich binnen s Tagen zu ſſie ſolche Jälle als Conflictsfälle anerkennt. — Dem Art, 90 der Verfaſſung Art. 96 der Verfaſſung das gegenwärtige Geſetz durchaus nichts angehe, 

ſtellen im Staude ſeien. Die fernere Ausrüſtung eines Linien⸗ entſpreche der Geſetzentwurf nicht; nach der Verfaſſung ſolle nicht der in der indeß angenommen, dies ſei der Fall, fo hätte doch der Abg. nachweiſen 

Schiffs und einer Fregatte iſt angeordnet worden. ade aut 5 l re eher 110 en d ar follen, daß der Competenz⸗Gerichtshof bereits zur Zeit der Emanirung der 
Paris, 25. April. Die Unterzeichnung des franzöſiſch⸗belgiſchen Han⸗ chere lange die Derſaſſang bestehe, ſei ihr di n de 

delsvertrages iſt erfolgt. Auf Malta dauern die Rüſtungen Englands fort, Falke Vorlage als nicht zuläſſig zu 1 Die e ſei 99 5 5 
Paris, 25. April. Das 7. Linien-Negiment von der franz. Beſatzung FR eg e eee e eee 1 5 1 1 

Roms iſt nach der neapolitaniſchen Grenze dirigirt. fegen een 0 u 9 5 ſaſſen. 115 

eſthalte, dann müſſe man ſich auch die Incommoda gefallen laſſen. Au f ; 1 

habe bei der Reviſion der Verfaſſung dieſe Anschauung auf liberaler Seite Rn da a un Bene BOB neben: ln ae 

Anhänger gehabt; der jetzige Vorſitzende der Juſtizcomm. (v. Ammon) habe Vergehen und Verbrechen der richterlichen Entſcheidung entziehen wollten. 

damals geäußert: der Richter muſſe zu Conflletserhebungen angehalten wer: Das Geſetz vom 13. Febr. 1854 fei eine künſtliche Sch ung ber Reaktion; 

den können. Redner vermißt ſerner in der Vorlage „auch nur den Anfang der] man babe allerdings dieſes Geſetz eine Ausiü rung des Art. 97 der Ver⸗ 

Ausführung“ des Art. 97 der Verf.; mindeſtens einzelne der dort in Ausſicht fafjung genannt dles könne man aber wobl in dem Sinne meinen, daß 

geſtellten materiellen Beſtimmungen über die Bedingungen, unter denen Be⸗ dieſes Geſetz wirklich den Art. 97 aus der Verfaſſung aus⸗, d b. fortgeführt 

amte in Anſpruch genommen werden könnten, hätke man vorlegen ſollen. ätte. (Bravo und Heiterkeit). Der Art, 97, deſſen Beſtimmun en in allen 

Das Landrecht biete wohl noch einige Garantien, aber im Gebiet des Ap⸗ freien Ländern Geltung hätten, und der here als ein Palladium der 

pell.⸗Gerichtshofes zu Köln fehlten dieſelben gänzlich, und zwar aus dem bürgerlichen Freiheit betrachtet werde ſpreche davon, daß die Bedingungen 

einfachen Örunbe, weil nach dem frangöfiiben Staatsrecht nie und nimmer unter welchen Beamte in Anspruch genommen werden könnten, ſowohl wegen 
ein Verwaltungsbeamter wegen einer fa Amte begangenen Ueberſchreitung Cüvllregreſſes, als auch we 1 x En durch das Geſetz beſtimmt ee? 
vor Gericht geitellt werden könne, außer nach borgängiger Autoriſalton des] Das Landrecht enthalte Ina bereſſs Gefehe / Ran; : 

Staats ; a m ö N R as Landrecht enthalte indeß bereits Geſetze, welche dieſe Bedingungen be 

Staats ralhs. Um dieſe Luge zu füllen, wolle er (wie er zu 8 6 amendire) ſtimmten, und es ſei noch Niemandem eingefallen, daß die Verantworklichkeit 

menigitens den 8. 47 Tb. 1. Ji 6 und 91 Th. Di, Tu. 10 des Sanbrehts [per Beamten durch den Art. 97 in irgend einer Weife verringert werden 

für pie ganze Reugrchie zur Geltung bungen. Dieſe SS ſalen freilich nach sure. Das negenmärtige Gejeh gebe indeß der Verwaltungsbehörbe vollauf 

Anſicht der Commiſſion dem innern Staatsrecht angehören, und demnach Gelegenheit, Im Intereſſe und das des betreffenden Beamten zu wahren und 

von ſelbſt in der Rheinprovinz gelten; aber die rhelniſchen Gerichte hätten] dem Richter Belehrungen an die Hand zu geben, da ſie von der Sachlage 

dieſen Le den bekanntlich Miniſter v. Kamptz geltend gemacht habe, in Kenntniß geſetzt werde. Dem Richter müſſe nur das letzte Wort bleiben. 
nie anerkannt. f a Das gegenwärtige Geſetz räume alſo nur ein Produkt der Reaktionszeit hin⸗ 

Juſtizminiſter v. Bernuth: Ich will dem Herrn Vorredner nicht auff weg; der Geiſt, der daſſelbe durchwehe, beſtimme ihn, die Annahme deſſelben 
das 1221 Hr Fug de dein Öefehentwurfe ya Pe i ch dringend zu empfehlen. 
namentlich nicht auf das Gebiet der Erwägungen, wie das Verhältniß ſi 8 DEE : : 
für die Rheinprovinz gegenuber den Provinzen, in denen das Allg. Yan: |, 300. = = Abg. zn dn W ger Febr. 1854 
zecht gilt, geftalten werde. Aus einen Punkt wil ich nicht unerwidert laſſen. bei feinem Zustand ieh en fahr eifeig; verteidigt eis Ph jehi en Gelee” 
Der Abgeordnete hegt nämlich Zweifel über die Verfaſſungsmäßigkeit der bandle es {ih ne 3 conflict . u ch ee 
Vorlage, und dieſe Zweifel knüpfen ſich an Art. 96 und 97 der Verfaſſungs⸗ Gonfli ap gr hen onflict — — ——— — 
Preuſ en. Urkunde. Dieſen Bedenken gegenüber will ich mit meiner Anſicht nicht zus — wer entscheiden solle, ob die Verwaltung oder die Juſtiz, während die 

5 ſrückhalten. Der Vorredner bat beide Artikel in eine nicht zuläſſige Verbin⸗ bier in Frage kommenden Angelegenbeiten ganz ang weifehalt zur Compet 
Landtag. dung gebracht. Art. 96 beſchäftigt ſich mit der Competenz der Gerichte und per e Das ieh vom 13. Febr. 1854 ſei eben nur gemacht 

K. C. 40. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten am 26. April.] Veiwaltungs⸗Behörden und beftimmt, daß über die Competenz⸗Conſliete um die Juſtiz der Verwaltung gegenüber abhängig, die Verwaltung ſouverän 
Präſ. Simfon eröffnet die Sitzung gleich nach 11 Uhr. — Am Mini: 3 der Verwaltung und den Gerichtshehörden ein Gerichtshof ent- zu machen, frei von jeder Rückſicht auf die Geſetze, wie dies der frühere 

ftertüiche: v. Auerswald, v Vernulh und als Reg⸗Kommiſſar Geh. Rath Icheiden foll, eie warde baber großem chef unterliegen, en man im Polizei⸗Präßdent von Berlin beiſpielsweiſe geweſen. Der Art. 97 der Per 

Friedberg — Die Tribünen ſind zahlreich beſetzt A | Wege der Spezialgeſezgebung diefen Gerichtshof aufheben wollte. Art. 96) per wolle die Juſtiz unabhängig von der Verwaltung hinſtellen, die Ver⸗ 
Der Präſident macht Mitth l von dem Schreiben des Präsidenten wendet ſich demnächt zu der Materie, welche das Haus beute deſchaftigt, waltung dagegen unter die Garantie unabhängiger Gerichte ftellen. Dem 

des Herrenhauſes über die A . 21 2 — an N 5 ſidenſen und zwar zu der Frage über die Verfolgung der Beamten wegen Dienſt⸗ Bedenken, als ob das gegenwärtige Geſetz die Complication der Dienſtver⸗ 

Kalt Ver ber die? — 5 des Iusbru s „Unſerer b 1 handlungen, und da beſtimmt allerdings Ark. 96, daß die Bedingungen, bältniſſe nicht berüdfichtige werde dadurch begegnet, daß der vorgeſetzten 

Abg. v Vince e ae. 75 en Km ich will 28 NEE 1 die 1 1 1 157 in Veſet kennen weden Behörde des angetlagten Beamten vollitänbige Nenntnis der Sachlage zu 

„ v. te: Ich! war en, g in Anſpruch genommen werden ſollen, durch ein Geſetz feſtgeſtellk werden. ; A 5 1 

DR e, beide 10 mei en ee hy Das iſt die Auffaſſung, von welcher die b bel ausgegangen iſt, F Baal Bin ee 

als daß wir eine Kommiffion damit zu bemühen ede, n bier und ich glaube, daß damit dae Bedenken dee Redners beseitigt it. Mas aber von den preußiſchen Gerichtsböfen nur vertrauensvoll eine gerechte und 

gleich darüber abfimmen; der Ref, der Kommiffion befindet ſich in unmit- die Vedingungen bettifit, unter denen die Verfolgung der Beamten zulgſſig billige Entscheidung erwarten. (Bravo) / 

kelbarer Nähe des Herrn Präſidenten; derſelbe wird gleich die Anſicht d [fein foll, jo kann dies Gegenſtand einer verſchiedenen ba fein. Der] Abg. Kathen: Wiewohl er Verwaltungsbeamter ſei, habe er den Geſetz⸗ 

Kommifion ausſprechen können: natürlich haben wir mit dem Ausdruck Bericht der Commiſſion hat ehr ausführlich dargelegt, daß die Öejehgebung Entwurf mit beſonderer Freude begrüßt, weil er das jetzige Vorrecht des 

„der Monarchie“ keine andere gemeint, als unſere preußiſche Monarchi vom Jahre 1854 ſich nicht bewährt habe und auf keinem richtigen Prinzip] Beamten für ein privilegium odiosum halte. (Bravo.) Die allgemeine 

nicht etwa eine im Monde. Das Herrenhaus hat ſogar namentlich darüber beruhe; ich muß aber noch anführen, daß die Staatsregierung bereits in Achtung der Verwaltungsbeamten werde nicht erböbt, wenn man ihnen einen 

abgeſtimmt; meine Herren, wir haben lange nicht fo viel Zeit, wie das einer früheren Periode wegen Anwendung des Geſetzes vom Jahre 1854 Schutz gewähre, der nicht Allen zuſtehe. Jeder Beamte müſſe lieber ſehen 
errenhaus. a (einen Beſchluß gefaßt hat. Die Staatsregierung bat aber geglaubt, deshalb] wenn feine Schuld oder Unſchuld durch den Richter feſtgeſtellt wird, als 

Abg. Delius (Referent der Komm.) erklärt ſich einverſtanden; eine Ten⸗ die Frage ſelbſt nicht aus dem Auge laſſen zu dürfen. Sie hat geglaubt, wenn man durch den Comptenzconflict den Rechtsweg gänzlich abjchneibe; 
denz habe die Kommiſſton bei ihrer Faſſung „der Monarchie“ nicht gehabt; kn Eh When 9g kn de en Abg. Schulte (Berlin): Der bg. Wagener wolle nicht, daß bie ers 
übrigens ſei dieſe Form auch in allen Gefegen gebraucht, die unter der Re⸗ werden müffe, und auf die ſe Berationen hat der Vorredner — binge⸗ waltung unter die Kreisgerichte falle. Er (Redner) habe von jener (Wage⸗ 
wieſen. Die Regierung findet nun in den beſtimmten Formen des Geſetz⸗ 
entwurfs eine Beruhigung. Die Vorlage entſpricht ſomit allen Forderungen 
der Verfaſſung. Ueber die Amendements werde ich mich ſpäter äußern. 

Abg. Immermann: Er wolle nur einen Punkt aus dem Vortrage des 
Abg. Reichenſperger widerlegen, und obwohl dies ſchon von Seiten des Mini⸗ 
ſters geſchehen, halte er es doch für gut, wenn der Widerſpruch auch aus 
der Mitte der Verſammlung komme. Hr. Reichenſperger Tage, das Geſetz 
widerſtreite der Verfaſſung, welche im Art. 96 beſtimmt, daß ü er Competenz⸗ 
conflicte zwiſchen den Verwaltungs⸗ und Gerichtsbehörden ein durch das 
Geſetz bezeichneter Gerichtshof entſcheiden ſolle. Hr. Reichenſperger habe 
überſehen, daß es ſich in dem vorliegenden Falle gar nicht um die im Art. 96 
behandelten Fälle handelt. Axt. 96 habe ſolche Conflicte im Auge, bei denen 
es ſachlich zweifelhaft ſei, ob ſie der Juſtiz oder der Verwaltung unterliegen. 
Art. 97 ſei außer Zuſammenhang mik Art. 96. Daß ſtrafbare Handlungen 
und Unterlaſſungen von Beamten der Beurtheilung des Richters unterliegen, 
das bezweifle Niemand, und es ſei reine Willkür geweſen, wenn man ſolche 
Fälle der richterlichen Copnition entzogen habe. Der Art. 97 erkenne poſitio 
an, daß die richterliche Cognition eintreten ſolle. Das Geſetz von 1854 ſei 
nur unter großem Widerſpruche als eine Ausführung des Art. 97 der Verf. 
bezeichnet worden. Wenn dieſes Geſetz jetzt 510 90 werde, ſo könne man 
55 21 welche hierin völlig verfaſſungsmäßig handle, nur dankbar ſein. 
(Bravo.) 

Abg. Wagener: Der Abg. Reichenſperger ſei weder durch den Miniſter 
noch — den Vorredner widerlegt. Nach Art. 96 ſollen Juſtiz und Ver⸗ 
waltung beſondere Gebiete haben, und der Abg. R. habe eine verfaſſungs⸗ 5 dies | . 
mäßige Gonclufion gezogen, wenn er ſagte, daß die Verf. gefonderte und rathe; das Vereisgeſetz von 1854 enthalte im Eingange auch die „der 

etrennte Gebiete für die Juſtiz und Verwaltung verlange. Dem ſchließe] Monarchie“; das Haus habe nicht die Aufgabe, gewiſſermaßen Sr. Majejtät 
ich Art. 97 an. Der Vorredner habe überſehen, daß in dieſem Art. nicht! die Concepte zu corrigiren, da alle Geſetze unter deſſen Regierung die For⸗ 
blos davon die Rede ſei, in welcher Form, ſondern auch unter welchen Be⸗ mel „der Monarchie“ hätten. ' Imre. 

dingungen öffentliche Beamte zur Rechenſchaft egen werden können. Er Juſtizminiſter v. Bernuth: Bisher hahe keine 2 übereinſtimmende 
und ſeine Freunde hielten den jetzigen Zuſtand ebenfalls für anormal, aber] Praxis ſtattgefunden; die Staatsregierung — daß es ſich empfehle, die 
zugleich das vorgeſchlagene Heilmittel für W wt 5 er Hehe R Nahe Monarchie“ anzunehmen, ſchon um deſto eher das Geſetz zur 

die gegenwärtig geltende Entſcheidung in Competenzconflicten der unbeding⸗][ Annahme zu bringen. 5 } 1 

ten aber e 7 die Rreiögerichte vor, Abg. Duncker (Berlin): Die Praxis des Herrenhauſes ſelbſt ſei nicht 


Verfaſſung das Recht gehabt, in allen durch das Geſetz vom 13. Fehr. 1854 
bezeichneten Fällen den Competenz⸗Conflikt zu erheben, um eine Verkürzung 
deſſelben durch das vorliegende Geſetz N Dies ſei aber durchaus 
nicht der Fall, und das Bedenken des Abg. Wagener in keiner Weiſe ge⸗ 


London, 26. April. In der geſtrigen Sitzung des Unterhauſes äußerte rechtfertigt. Er empfehle dringend die Annahme der Vorlage. 


Lord John Ruſſell in Erwiderung einer desfallſigen Anfrage: Oeſterreich 
unterhalte allerdings 6000 Mann modeneſiſcher Truppen, habe aber ver⸗ 
ſichert, dieſelben keinen Angriff gegen Sardinien machen laſſen zu wollen. 
Turin, 24. April. Auf eine Anfrage Pecca's erklärt Minghetti, daß 
die Regierung eine vollſtändige Einigung der Süd: und Nord⸗Provinzen zu 
Stande bringen werde. Die Regierung beſchäftige ſich angelegentlich mit 
der Organiſation der Nationalgarde. General Coſenz wird als General⸗ 
eg derſelben nach Neapel geſchickt werden. Es ſeien 72,000 („Liborio“ 
nec a Zune vertheilt worden und 50,000 andere würden in Gaeta 
zurecht gemacht. 
i Zurin, 25. April. Das Journal 1 d'Italia“ veröffentlicht zwei 
Briefe des Oberſten Tripoti an den Redakteur der „Turiner Zeitung“ 
worin er die Behauptung Cialdini's berichtigt, indem er den Tert zweier 
Depeſchen, Bertani's und Garibaldi's citirt, worin ihm aufgegeben wird, die 
Sardinier als Brüder zu empfangen. 5 
. Zurin, 25. April. Die heutige „Monarchia Nazionale“ theilt mit auf⸗ 
richtiger Befriedigung mit, daß geſtern Abend um 7 Uhr Garibaldi und; 
Cavour, nachdem eine Wiederannäherung derſelben durch höchſten Einfluß 
herbeigeführt ſei, freimüthige Erklärungen ausgetauſcht und ſich offen ver⸗ 
ſohnt hätten. Eben fo hätten Garibaldi und Cialdini geſtern Abend im 
Palaſte Pallavicino ſich brüderlich umarmt. g 5 
„Trieſt, 25. April. Aus Zara find acht Deputirte der kroatiſchen (unio⸗ 
Nag de Partei des dalmatiniſchen Landtages nach Agram abgereiſt. In 
Folge deſſen beſchloß die Majorität des Landtages, nach Wien zu gehen und 
zu proteſtiren gegen dieſes Verfahren der Mindrität. 


= 


über die Berückſichtigung dieſer Verhältnifje zu wachen. Man möge dann 


ner's) Seite immer die Verſicherung gehört, daß es den Herren beſonders 
darum zu thun ſei, die Büreaukratie zu bekämpfen, aber eben ſo oft habe 
er trotz ſeiner kurzen Anweſenheit im . W daß, wenn es ſich um 
eine Entſcheidung zwiſchen Juſtiz und Verwaltung handelte, dieſelben geehr⸗ 
ten Herren ſtets die Juſtiz möglichſt zu verkürzen und die Verwaltung 
möglichſt zu erweitern ſuchten. Er glaube daher, daß der Begriff der Bü⸗ 
veaufratie links ein anderer ſein müſſe, als rechts. (Heiterkeit.) Jene Her⸗ 
ren verſtänden, wie es ſcheine, unter Büreaukratie undegueme Leute, denen 
man nicht gut beikommen könne, während die andere Seite das Entgegen⸗ 
eſetzte darunter verſtehe. Diejenigen, die, wie er, unter dem vorigen Sy⸗ 
tem in der Lage geweſen, den Schutz der Gerichte gegen Uebergriffe der 
Verwaltung würdigen zu können, die wüßten die Tüchtigkeit und e 
die ſchwierige Lage der Juſtiz hoch anzuſchlagen. Es handle ſich nicht 
darum, die Verwaltung den Kreisgerichten preiszugeben; man wolle nur 
nicht die Rechte der zuge der Verwaltung preisgeben. (Sehr n 
Berichterſtatter Abg. Rohden: Der Vorwurf, daß die Vorlage nicht 
der Verfaſſung gemäß ſei, ſei ns unbegründet, wenn auch der materielle 
Theil vom Art. 97 der Verfaſſung nicht ganz damit erfüllt werde. Man 
kehre mit dieſem Geſetzentwurf zurück zu den alten preußiſchen Grundsätzen; 
ſchon 1808 ſei die a Verantwortlichkeit der Beamten ausgeſprochen 
worden; die Disciplin der Beamten werde nicht gelockert werden. f 
Bei der Specialdiscuſſion bemerkt Abg. v. Binde in Bezug auf die vom 
Ref. vorhin zugeſtandene Aenderung der Worte „der Monarchie“ in „unſter 
Monarchie“, daß die gegen das Herrenhaus bei einem dort zuerſt eingebrach⸗ 
ten Geſetze geübte Connivenz auch mal vom Herrenhauſe in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden könne, wenn, wie hier, dies Haus eine Borlage - 


wider: agener: Er wolle fih dem Antrage des Abg. v. Binde nicht 

derſezen; aber gegen die Begründung müfje er proteſtiren, da eine Nicht⸗ 
aaa Herrenhauses daraus hervorleuchte; die ein Rede ſtehende Ein⸗ 
gentſchalt jei ein Wechſel in der Faſſung vorgekommen; jetzt, wo der König 
fprüng ben kenne Rechte bi une übernommen, müſſe die ur: 
Keine erm wieder aufgenommen werden. 


erft 100. Mathis (Barnim): Der TON: Wagener irre ſich, wenn er meine, 


ſei z. B en # 0 a 
B. ſchon in dem Competenz⸗Geſetze vom 8. April 184 
es ku für N. ganzen nde gent e ee 847 geſchehen, wo 
Widerſpruch erhebt ſich weder g ie ſofortige Abſtimmung no 
ſegenehnn nahme — vom Herrenhauſe beſchloſſenen eng; eine 


Folgt die gz. 

Prüfung der Wahl des Abgeordneten Haberland an Stelle des 
Tang von 20 en edenten oo Manter ſel. Es haben ſich bei der Vorla⸗ 
durch Beſchluß dahlmännern Unregelmäßigleiten herausgeſtellt, die indeſſen 
bat ae B des Wahlmänner⸗Collegiums erledigt find, Die Abtheilung 
keiten amtlich ie Beanſtandung der Wahl beantragt, bis jene Unregelmäßig⸗ 
Wahl für gillig wugellärt fein werden. — Abg. Braemer beantragt die 
Darüber ent hieven erklären, da eben die Wahlmänner Berammlung ſchon 

ſchleden hade und da auch von keiner Seite ein Proteſt gegen 


r 


tonftant; in der aus dem Herrenhauſe hergelangten Novelle zur Städteord⸗ 
nung, heiße es „der Monarchie“ (große Heiterkeit). 

erichterſtatter Abg. Rohden: Der Einigung wegen für die Form 
„Unſerer Monarchie“. { A 

Es wird abgeftimmt; die Abſtimmung ift zuerſt zweifelhaft; für „unferer 

Monarchie“ ſtimmt unter andern der Miniſter des Innern; die Form „der 
Monarchie“ erhält die Mehrheit. (Große Heiterkeit.) 

u $ 1 hat der Abg. Waldeck beantragt, das Geſetz vom 13. 
1854 nicht blos für Militärbeamte, ſondern auch „für Perſonen des 
ſtandes“ aufzuheben. 
vereinigt werden. 


ruar 
ilitär- 
Die Discuſſion wird mit der über den letzten § 8 


Zu § 2 haben die —7 v. Vincke und Gen. die Reſolution beantragt: 
„die Erwartung auszusprechen, daß die Staats⸗Regierung baldmöglichſt ein 
Geſetz vorlegen werde, durch welches das ausſchließliche Anklagerecht der 
Staatsanwaltſchaft modificirt wird.“ — Abg. v. Vincke befürwortet die 
Reſolution: Es könne nicht beſtritten werden, daß der Juſtizminiſter die Be⸗ 
fugniß habe, den Staatsanwalt anzuweiſen, etwas zu thun oder nicht zu 
thun. Unter dieſen Umſtänden ent ehre der Unterthan des Rechtsſchutzes. 
Dieſer Zuſtand ſei ſo abnorm, daß er nicht beſtehen bleiben könne. Er könne 
ſich dabei auf die Autorität ſeines verewigten Freundes Wentzel berufen. 
Dieſer habe beantragt, unſeren Appellations⸗Gerichtshöfen dieſelbe Befugniß, 
eine Anklage zu beſchließen, beizulegen, wie fie den rheiniſchen Appellhöfen 
uſtehe. Vielleicht würde auch die Gewährung der Privatanklage das rechte 
Mittel ſein, doch laſſe er das dahingeſtellt. Gegen die Perſon des jetzigen 
Pe bege er nicht das geringſte Mißtrauen; derſelbe werde bie 
f ab c i der Juſtiz als fein höchites Attribut betrachten, aber es 
handle ſich hier nicht um Perſonen, ſondern um die allgemeine Geſetzgebung. 
Er wolle hier nur an den geſtern in der hieſigen Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung ſtattgehabten Vorfall erinnern, wo der Antrag an den Miniſter des 
Innern geſtellt wurde, durch den Staats⸗Anwalt den Polizei⸗Präſidenten 
Und ſeinen Alter ego in Anklageſtand zu verfetzen. Der Vorgänger des Hrn. 
Miniſters würde in Bezug ze dieſen Beſchlu möglicherweise zu einem an⸗ 
deren Reſultate gekommen ſein, als man gegenwärtig erwarte, und er führe 
den Fall auch nur an, um nachzuweiſen, wie praktiſch ſein Vorſchlag ſei. 

Juſtizminiſter v. Bernuth: Wenn der Vorredner in ſeinem Vortrage 
anch ſeiner Perſon erwähnt habe, ſo conſtatire er, daß er in Betreff der 
Auffaſſung ſeiner Pflicht vollſtändig mit demſelben übereinſtimme. Die vor⸗ 
liegende 2 ſei ſeit längerer Zeit von der Staatsregierung berathen wor⸗ 
den. Der Vorredner habe den Namen des hochverehrten Wentzel genannt, 
eines Mannes, welcher in der Reihe der preuß. Richter eine jo 5 
Stellung eingenommen habe, daß ſein Andenken ſtets unvergeßlich bleiben 
werde. (Bravo.) Die Staatsregierung habe deſſen Ideen erörtert und die 
Frag werde auch ferner Gegenſtaud der Erwägung der Regierung bleiben. 

wolle der Reſolution nicht entgegen treten, könne aber über den Zeit⸗ 
punkt, wo die Angelegenheit zur Ausführung kommen werde, keine Zuſiche⸗ 
rung geben, bei der großen Zahl von Aufgaben, die er noch zu erfüllen 
habe; auch in dieſer Beziehung müſſe eine gewiſſe Priorität gelten. 
„Abg. Leue empfiehlt die Annahme der Reſolution moͤglichſt einftimmig. 
Das ausſchließliche Recht der Staatsanwaltſchaft zur Anklage ſei weder prin⸗ 
ae noch vom praktiſchen Standpunkte aus zu rechtfertigen. Seien die 

chte die Träger der Criminalgewalt, ſo müſſe ihnen auch das Recht über⸗ 
tragen werden, eine Anklage erheben zu laſſen. 

g. Wagener: Er ſuche die Garantien nicht in den Perſonen, ſondern 
in den Inſtitütionen; einer freien Anklage könne er nur dann zuftimmen, 
wenn einmal die Handlungen, für welche die Beamten verantwortlich ſein 
follten, genau im Geſetze präciſirt würden, und wenn der erkennende Ge: 
richtshof die nöthige Garantie biete, namentlich der Einheitlichkeit; wenn 
150 Kreisgerichte über die Strafbarkeit von Beamtenhandlungen entſchieden, 
das ſei unerträglich; auch ſei bekannt, wie ſchwer in Bezug auf die Beweis⸗ 
aufnahme die Remedur in ſpäteren Inſtanzen jei. — Von einem Privile- 
gium odiosum der Beamten ſei nicht die Rede; ein viel bedenklicheres Pri⸗ 
pilegium ſei, daß die Beamten ihren Vorgeſetzten nicht mehr zu gehorchen 
brauchten. (Heiterkeit rechts.) — Dem Abg. Schultze entgegne er: die Ju⸗ 
Abe e d ſeien auch Beamte; wenn Schultze ſeine Erfahrungen gemacht 

abe, ſo habe er (Wagener) ſie auch gemacht; er und ſeine Freunde wollten 
eben keine Bureaukratie; ſie wollten ihre eigenen Richter ſein. 

g. Duncker (Berlin) erwidert dem Vorredner: diejenige Verwaltung 
ſei die energiſchſte, welche ſich nach dem Geſetz richte. Wie Herr Wagener 

lauben könne, daß ein Patrimonialrichter beſſer entſcheiden könne, als ein 

3 ee begreife er nicht. - 

Abg. Wagener erklärt, mißverſtanden zu ſein; er begeiſtere ſich nicht für 
Wiederherſtellung der Patrimonialgerichtsbarkeit; er habe die Entſcheidung 
durch öffentliche Schwurgerichte im un ab) t 
Abg. Reichenſperger (Köln) hebt die Schwierigkeit hervor, den $ 2 
dem Organismus der rheiniſchen Prozeßordnung ee — Der Reg.; 
Kommiſſar glaubt, daß die Frage, wie die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
mit der rheiniſchen Prozeß⸗Ordnung in Einklang gebracht werden können, 
hier nicht in Betracht zu ziehen ſei. Nach reiflicher Erwägung der Sache, 
unter Zusiebung, rheiniſcher Juriſten, ſei die Ueberzeugung vorwiegend ge: 
weſen, daß die Aufnahme ſpezieller Beſtimmungen nicht nothwendig ſei, da 
das Geſetz nur die allgemeinen Grundzüge des Verfahrens enthalten ſolle. 
— er Strohn widerlegt den Einwand, daß es gegen die thatſächliche 
Feſtſtellung des Kreisgerichts in der höheren Inſtanz keine Remedur gebe; 
das Appellationsgericht könne die Beweisaufnahme erneuern. Abg. Leue: 
Die Verwaltung habe ſo große Befugniſſe, daß man von ihr wohl nicht 
(mit dem Abg. Wagener) ſagen könne, ſie ſei an den Pfahl gebunden. Abg. 
v. Ammon empfiehlt die Reſolution. Die Omnipotenz der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft bedürfe eines Korrektivs; dies liege aber nicht in der Selbſtſtändig⸗ 
keit und Unabhängigkeit der Staatsanwälte, da dieſelben Organe der Regie⸗ 
rung ſein ſollen. Ein Korrektiv liege vielmehr in der Befugniß des Appel⸗ 
lationsgerichts, in pleno die Staatsanwaltſchaft zur Klage anzuweiſen, dann 
in der Civilklage. Das vom Hrn. Reichenſperger hervorgehobene Bedenken 
habe eine gewiſſe Berechtigung, da das Geſetz nichts über Nichtigkeitsgründe 
ze. enthalte, aber dieſe Spezialitäten ſtänden mit dem direkten Zweck des 
Geſetzes nicht in unmittelbarem Zuſammenhang. 

Abg. Gneiſt: Er ſei gegen eine ren der S$ 2 und 3; es könne 
zu Einſchiebungsparagraphen kommen, die möglicher Weiſe länger fein wür⸗ 
den als das ganze Geſetz. Indeß müſſe er ſich entſchieden für die Reſolu⸗ 
tion ausſprechen. Die Frage, wer das Recht der Anklage habe, entſcheide 

ugleich die, für wen das Strafgeſetz da ſei. Das Strafgeſetz ſei nicht für 

edermann vorhanden, wenn das Recht zur Anklage gelegt ſei in die Hände 
einer Klaſſe von Beamten, die unter dem Befehl eines gemeinſamen Depar⸗ 
tementschefs ſtänden. Die Reſolution greife aber den zur Abhilfe vorge⸗ 
ſchlagenen verſchiedenen Wegen durchaus nicht vor, ſondern wolle nur das 
Miniſterium auffordern, die angeregte Frage ſchneller zur Erledigung zu 


bringen, 

Berichterſtatter dun Rohden: Die Ausführung des in der Reſolution 
aer Ha. Wunſches werde erſt aus der Verfaſſung eine Wahrheit 
machen. Da im Miniſterium gewöhnlich vollſtändige Uebereinſtimmung 
herrſche, ſämmtliche Spitzen der Berwaltungsbebörden aber darin vertreten 
ſeien, ſo walte ein e mit dem letzten Paſſus des Art. 97 ob, wel⸗ 
cher eine vorherige Genehmigung der vorgeſetzten Dienstbehörde ausſchließe, 
ſo lange der Staatsanwalt, dem vom Juſtizminiſter die Erhebung der An⸗ 
klage verboten werden könne, allein das Recht der Anklage habe. Er bitte 
deshalb um möglichſt einſtimmige Annahme der v. Vincke ſchen Reſolution. 
Die Reſolution wird darauf mit großer Majerität (faſt einftimmig) an⸗ 
genommen, desgl. der $ 2. — Die SS 3, 4, 5 werden ohne Diskuſſion ge⸗ 
nehmigt. 

u 86 hat Abg. Reichenſperger (Geldern) folgendes Amendement als 
. 10 „Die in § 87 Th. I. Tit. 6 und § 91 Th. II. Tit. 10 des 
Allg. Landrechts enthaltenen Beſtimmungen über die Verantwortlichkeit der 
Beamten, finden auch in denjenigen Landestheilen Anwendung, in denen 
das Allg. Landrecht keine Giltigkeit hat.“ 5 

i Abg. Reichen ſperger: Die SS. des Landrechts, die er hinzuzufügen 
vorgeſchlagen, ſollten den Beamten ſchützen, der nur die Befehle ſeines Vor: 
1855 befolgt habe und zu deren Befolgung ohne Einſchränkung verpflich⸗ 

tet ſei, und er wünſche nur ihre Ausdehnung auf die ganze Monarchie, da 

im Gebiete des gemeinen und franzöſiſchen Rechts dergleichen Beſtimmun⸗ 

gen nicht vorhanden. Er ſtelle übrigens anheim, auch die SS 89 und 90 

mit aufzunehmen, da der $ 91 ſich darauf beziehe, doch halte er dies nicht 
für unbedingt nothwendig. 

Der Reg.⸗Commiſſar: An und für ſich habe die Regierung nichts 

en das Amend. einzuwenden; doch glaube er nicht, daß das Bedürfniß 
ewieſen ſei. Fehle es auch wirklich im Gebiete des gemeinen und fran⸗ 

Rechts an den materiellen Bedingungen, um den Beamten vor 

un — ag Angriffen zu ſchützen, ſo ließen ſich die 8 der 

— — menden 88 doch ſchon aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen herleiten. 

zen müßten aber im Falle der Annahme des Amend. auch die SS 87 
3 91 Th. II. Tit. 10 des Allg. Landrechts mit aufgenommen werden, ba 

ſie im innigen Zuſammenhange ſtänden. — Die Abg. Strohn und 

— Karen gegen das Amendement, deſſen Bedürſniß ſie beſtreiten 

und da 


geg 
na 
zoſi 


n Syſtem auf das andere pflanzen würde. — Bei der Abſtim⸗ | b 


978 


mung wird das Amend. . mit großer Majorität verworfen 
und darauf die $$ 6 und 7 ohne Diskuſſion genehmigt. 

$ 8 handelt von den Forſt⸗ und Jagdbeamten, und beſtimmt u. A., daß 
es rückſichtlich der Perſonen des Soldatenſtandes bei den Vorſchriften des 
Geſetzes von 1854 verbleiben ſolle; nach dem Antrag der Commiſſion mit 


der Maßgabe, daß die Entſcheidung durch den Competenz⸗Gerichtshof erfol⸗ ® 


gen ſolle, und zwar unter näher angeführter Hinzuziehung von Offizieren in 
den Gerichtshof. — Mit der Diskuſſion dieſes § wird diejenige über das 
Amendement Waldeck zu § 1 vereinigt. ; 

Abg. Reichenſperger (Geldern) bemerkt, daß feine vorhin geltend ge: 
machten Einwendungen vorzugsweiſe auf dieſen § Bezug haben. 5 

Abg. Waldeck hält es bei Vertheidigung feines Amendements für feine 
Pflicht, Namens der Minorität der Commiſſion zu ſprechen. Der ganze Mi⸗ 
litär⸗Gerichtsſtand ſei ein anormaler, aber hier ſei von demſelben nicht die 
Rede; es handle ſich darum, ob eine Perſon des Soldatenſtandes, wie der 
Ausdruck laute, die in Ueberſchreitung ihrer Dienſtbefugniſſe oder Unterlaſ⸗ 
fung ihrer Dienſtpflichten Perſonen oder Vermoͤgensrechle verletzt habe, vor 
einem Competenz⸗Gerichtshofe Rechenſchaft geben ſolle, der in ſeiner Majo⸗ 
rität aus Offizieren beſtehe. — Er ſei der Anſicht, daß Perſonen des Sol⸗ 
datenſtandes nach Maßgabe des vorliegenden Geſetzes vor dem gewöhnlichen 
Richter civilrechtlich ſollen verfolgt werden können. Eine Verletzung oder 
berieten der militäriſchen Organiſation oder Disziplin ſei davon nicht zu 

efürchten. 

Abg. n Wenn nach dem Commiſſions⸗Vorſchlage nicht mehr 
ein ſpecieller militäriſcher Gerichtshof entſcheiden ſolle, ſondern der Compe⸗ 
tenz⸗Gerichtshof, ſo würde, nach der beſtehenden Geſetzgebung, kein Offizier 
Mitglied dieſes Gerichtshofes fein können, der nicht zugleich Mitglied des 
Staatsraths ſei. Nach dem Commiſſions⸗Vorſchlage würde nun die Zahl 
der Offiziere, welche dem Competenz⸗Gerichtshofe zutreten können, eine ſehr 
beſchränkte jein; deshalb habe er das Amendement geſtellt, daß die betr. 
Offiziere nicht Mitglieder des Staatsraths zu fein brauchten. 

Juſtizminiſter v. Bernuth: Der Vorschlag der Staatsregierung gehe 
dahin, es rückſichtlich der Perſonen des Soldatenſtandes bei den Vorſchriften 
des bisherigen Geſetzes zu belaſſen. Dem 5 ſtehen drei Abände⸗ 
rungs⸗Vorſchläge, von denen der des Abg. Waldeck am weiteſten geht. Der 
Antrag der Commiſſion Aan nicht ſo weit, und bei ſeiner Annahme würde 
ſich allerdings auch die Annahme des Amendements Hartmann rechtfertigen. 
Von der Annahme des Amendements Waldeck könne er jedoch nur ganz ent⸗ 
ſchieden abrathen und nicht lebhaft genug die Annahme der Reg.⸗Vorlage 
empfehlen. Der Vorſchlag des Abg. Waldeck alterire das Princip der Vor 
lage der Art, daß er das u aannen des Geſetzes in Frage ſtellen könne. 
Ein praktiſches Bedürfniß könne auch für den Commiſſions⸗Vorſchlag nicht 
geltend gemacht werden. g g g 

Abg. v. Ammon: Er wolle dem Abg. Waldeck nicht die Conſequenz des 
ſtarren Princips beſtreiten, aber nirgends ſei die techniſche Beurtheilung 
nöthiger als bei dem Militär. Wenn er nun dem Waldedihen Antrage 
entgegentrete, fo müſſe er den Zuſatz der Commiſſion empfehlen; derſelbe ſei 
nichts, als eine beſcheidene Bitte, und trage dem praktiſchen Bedürfniſſe 
Rechnung. Eine Gefährdung der Disciplin ſei nicht zu befürchten. 

Abg. Waldeck: Der Soldat 7 9 . die Waffe nur gegen den äußern 

eind, oder im Innern nur auf Aufforderung der Behörde; in beiden Fäl- 
en könne von Exceſſen nicht die Rede ſein. Sonſtige Exceſſe, die vorkommen 
könnten und auch vorgekommen ſeien, könnten nun aber nicht von einem 
Exceß irgend eines Beamten getrennt werden. Kämen nur wenige Fälle 
vor — in der Kamm. ſei don dreien im Ganzen die Rede 
um ſo beſſer; die wenigen Fälle hätten die gewöhnlichen Gerichte eben ſo 
gut abmachen können. Sein Antrag ſei geeignet, den Frieden zwiſchen Civil 
und Militär zu befördern. g 

Abg. v. Brand (faſt unverſtändlich): Das fortwährende Aendern der 
Geſetze könne auf den gemeinen Soldaten nur einen ungünſtigen Eindruck 
machen; der Soldat müſſe 2 2 15 

Abg. v. Ammon: Seit Einführung der Verfaſſung ſei dies die erſte 
Aenderung in Bezug auf Militär. Daß der Soldat gehorchen müſſe, ſei all⸗ 
emein anerkannt, und kein Gericht werde einen Soldaten, weil er den Bes 
ehlen der Vorgeſetzten nachgekommen, in Anſpruch nehmen. 

Nachdem der Referent Abg. Rohde die Faſſung der Comm. empfohlen, 
wird der $ 8 in dieſer Faſſung mit dem vom Abg. Hartmann vorgeſchlage⸗ 
genen Zuſatze angenommen: „Dieſe Offiziere brauchen nicht Mitglieder des 
Staatsraths zu fein.” Das Amend. Waldeck iſt dadurch erledigt, und § 1 
wird angenommen. Ebenſo das ganze Geſetz. 3 

Damit ſchließt die Sitzung um 3% Uhr. — Nächſte Sitzung morgen 
10 Uhr 10 beſchließt die Majorität ausdrücklich gegen den Vorſchlag, erſt 
um 11 Uhr zu beginnen). Tagesordnung: Geſetzentwurf wegen der Ober⸗ 
bergämter; die Frage des Miniſterverantwortlichkeitgeſetzes. 


Berlin, 26. April. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem praktiſchen Arzt ıc. Dr. Hildebrandt zu 
Danzig und dem praktiſchen Arzt ıc. Dr. Otto zu Stettin den Cha: 
rakter als Sanitäts⸗Rath, ſo wie dem Geheimen Sekretär und Regiſtra⸗ 
tor bei der techniſchen Bau-Deputation und der Bau⸗Akademie, Joh. 
Wilh. Roehl, und dem Landſchafts⸗Sekretär Johann Karl Lud⸗ 
wig Schröder zu Stargard den Charakter als Kanzlei⸗Rath zu ver⸗ 
leihen; desgleichen den Kaufmann P. W. Paap in Rendsburg zum 
Viee⸗Konſul daſelbſt zu ernennen. 

Den Kreis⸗Thierarzt Faller zu Denklingen im Regierungs⸗Bezirk 
Köln iſt in gleicher Eigenſchaft in den Kreis Simmern des Regierungs⸗ 
Bezirks Koblenz verſetzt worden. 

Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht, zu der von des 
Fürſten zu Hohenzollern⸗Hechingen Hoheit beſchloſſenen Verleihung des 
Ehrenkreuzes dritter Klaſſe des fürſtlich hohenzollernſchen Haus⸗Ordens 
an: den Premier⸗Lieutenant von Meske und den Seconde⸗Lieutenant 
von Maltzan des Weſtpreußiſchen Küraſſier⸗Regiments (Nr. 5) und 
den Premier⸗Lieutenant a. D. und Ritterguts⸗Beſitzer Benecke von 
Grödigberg auf Grödigberg Allerhöchſtihre Genehmigung zu ertheilen. 

[Lotterie.] Bei der heute angefangenen Ziehung der Aten Klaſſe 
123ſter königl. Klaſſen⸗Lotterie fiel 1 Hauptgewinn von 10,000 Thlr. 
auf Nr. 69,482. 1 Gewinn von 5000 Thlr. auf Nr. 19,474. 
4 Gewinne zu 2000 Thlr. fielen auf Nr. 39,029. 55,772. 61,178 
und 70,276. 

53 Gewinne 
15,975. 16,423. 
34,238. 35,449. 
43,059. 45,543. 
52,843. 53,512. 


zu 1000 Thlr. auf Nr. 3033. 13,577. 15,426. 
17,526. 23,415. 24,591. 24,984. 26,936. 28,103. 
35,656. 35,996. 38,454. 40,046. 40,774. 42,851. 
46,908. 49,990. 49,993. 50,555. 50,637. 52,610. 
53,810. 55,329. 58,351. 60,466. 62,573. 62,875. 
65,437. 65,927. 69,537. 73,814. 75,065. 76,507. 76,898. 78,024. 
79,123. 79,816. 80,195. 88,294. 89,210. 89,466. 91,088. 92,558. 
92,580 und 92,614, 

52 Gewinne zu 500 Thlr. auf Nr. 2097. 2780. 4113. 6304. 
7135. 9939. 11,363. 11,901. 12,109. 14,242, 14,834. 16,758. 
21,201. 27,521. 29,278. 29,396. 31,481. 34,576. 35,432. 39,340. 
42,847. 43,382. 47,663. 49,620. 54,466. 56,728. 60,975. 61,456. 
64,593. 66,061. 66,950. 67,588. 69,593. 70,521. 72,018. 73,754. 
73,946. 74,074. 74,846. 75,675. 76,024. 76,119. 81,025. 82,440, 
83,013. 85,068. 86,548. 88,434. 89,196. 90,003. 91,194 und 
94,728, : 

64 Gewinne zu 200 Thlr. auf Nr. 757. 1310. 2361. 5446. 
7192. 8493. 15,274. 16,229. 16,249. 18,348. 19,377. 20,439. 
20,641. 22,989. 23,128. 27,868. 28,020. 28,041. 30,420. 32,129. 
33,118. 33,537. 35,795. 37,427. 38,894. 39,085. 40,006. 43,692. 
44,744, 45,091. 45,136. 46,058. 47,068. 47,361. 49,852. 50,218. 
50,927. 52,054. 57,373. 57,392. 58,489. 65,095, 65,219. 69,499. 
69,699. 69,963. 70,288. 70,672. 71,317. 71,447, 74,014. 75,825. 
75,995. 78,105. 78,626. 79,195. 79,294. 80,634. 84,842. 88,189. 
91,273. 92,182. 92,323 und 94,881. 

Angekommen:] Se. Exc. Fürſt Derviſch⸗Paſcha, außerordentlicher 
Geſundier am kaiſ. rd => beroilmach ler Min er, bucht Gefolge 
a. Konſtantinopel. Gchandtſchaſts Ache Muſtapha 7 Rittergutsbeſ. 
Graf Henry v. Skarbek aus Warſchau. Rittergutsbeſ. Wilibor v. Wlo⸗ 
dek dal. Se. Durchl. Auguſt Fürſt v. Aremberg a, Paris. Graf Mon⸗ 
tebello dgl. Se. Burchl. Prinz Byron von Eurland a. Poln.⸗Warten⸗ 
erg. (Pol. u. F. Bl.) 
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Berliner Börse vom 26. April 1861. 


Fonds- und Geldeourse. 10 2. 
Freiw. Staats-Anleihe]41,11017, d. Oberschles. B. 7% 3½107½% bz. 
taats - Anl. von er) to C. HH 119%, ba. 
1 54, DB, % e ba. dito Prior A. — | 4 | — — 
dito 96% B. dito Prior B. — [31,61% ba. 
io 18501 5 |106 ba. dito Prior G. — 4884. 8. 
Staats-Schuld-Sch. .. . 1372187 b dito Prior P. — | 4 |88% bz. 
Präm.-Anl. von 1855 3½ 110% ba. dito Prior E.. — 3141763, bz. 
Berliner Stadt-Obl. . 4½/102 bz. dito Prior F.. — 406 ¼ bz. 
„ (Kur- u. Neumärk.. 3 103,5 Oppeln-Tarnow. 1 23 8. 
ö Prinz-W. (St-V.)| 2 | 4 |ö4 b. 
Pommersche 14 B. ar — 480 dz. 
3 Sn neues. 85 bz. dito (8t.) Pr. — | 4 |91 B. 
1 0 dito Prior... | — |,4 15% . 
2 dio . . 1 . Seele 3 
A| dito neue a 89% bz . — bil 2 
n eee 389% B. Ruhrort-Crefeld. | 314 13% 7660 B. 
A 2 Starg.-Posener ..| 3141314183", B. 
© |Pommersche ..... 97 bz. ee 61 108 G. 
E | Posensche 4 23, B MER nice 
3 Wilhelms-Bahn . | — | 4 33 ba. 
5 | Preussisch® ...... 963, bz 4 al El 
2 | Westf. u. Rhein. 4 19614 bz dito Prior... | = 
3 Sach dito III. Em. | — 4% 80 ½ bz. 
2 Sächsische . 4% Bz dito Prior 8. — 4473 b. 
Schlesische 49% bz a 4 = 80 B. 
Louisdor s + — 109% ba. 
Qn Preuss. und ausl. Bank-Aetien. 
Ausländische Fonds. ot 
Oesterr. Metall. . . 5 42½ à 4 bz. u. G. Berl R.-Verein.| 5 | 4 |1141, B. 
dito 54er Pr.-Anl. | 4 1571, etw. bz. u. B. || Berl.-Hand.-Ges. | 51,| 4 82 G. 
dito neue 100-f.-L.| — 51%, B. Berl. W.-Cred, G. — | 5 — 
dito Nat.-Anleihe .| 5 51 à 507%, ba Braunschw. Bank 4 | 4 995 Kigkt. bz 
dito Bankn. n. Whr. — 67 bz. Bremer = 54 2. 
Russ.-engl. Anleihe... | 5 |101 bz. Coburg. Credit-A.| — | 4 424, G. 
dito ö. Anleihe. 5 861, B Darms. Zettel. B. 7% 4 194 8. (excl. D.) 
dito poln. Sch.-Obl.] 4 79 b. u. G Darmst.Credb.-A.| 4 | 4 |13 bs. u. G 
Poln. Pfandbriefe ...| 4 |— — — Dess. Creditb.-A.| 0 | 4 [13 G, 
dito III. Em... 4 185%, B. Dise.-Cm.-Anthl. | — | 4 81% bz. u. 6 
Poln. Obl. & 500 Fl.. 4 |90 b. Genf. Creditb.-A.| 0 | 4 125% ä% ba. G.(exol 
dito &380 FI. . 5 92¼ bz. | Geraer Bank ...| 4 | 4 |69 8. 
dito 4 200 Fl. — 23 8. Hamb. Nrd. Bank] 4 | 4 185% g. 
Poln. Banknoten 18 5 bz. * 4414 99% B. 
Kurhess. 40 Thlr. — 2. u. G. Hannov. „ 401 8. 
Baden 35 Fl......... — [30 B. Leipziger „ 314 — B. (excl. 23 
— — ä—— ä9g — —— 4 G. excl. A 
Actien-Course, . „ 2% 478 a ö 
Dix, Z Mein.-Creditb.-A.| 5 4 69½ bz. 
1860| FE. Minerva-Bwg.-A. | — | 5 |17 bz. u. 
Aach.-Düsseld...| 31% 31,175 B. Oester. Crdtb.-A.| — | 5 8215 a 64 bz. u. B 
Aach.-Mastricht, | — | 4 |19% bz. Pos. Prov.-Bank | 5% 4 1821, B. 
Amst.-Retterdam| 5 | 4 |17%, bz. Preuss. B.-Anthl | 5 4½ 123 B. 
Berg.-Märkische | 5 ½ 4 88 bz. Schl. Bank-Ver. | 5 79% B. 
Berlin-Anhalter .| 6½ 4 |116Y, bz. Thüringer Bank | 21,| 4 531, etw. ba 
Berlin-Hamburg. | 6%| 4 |113 ba. Weimar. Bank.. 4 | 4 72½ G. 
Berl.-Potsd.-Mgd.| 9 | 4 137½ 137bz.(abgst.) 
Berlin-Stettiner .| 6%) 4 |110% bz. (i. D.) 
Breslau-Freibrg. | 5½ 4 |U51, bz. Amsterdam 
Cöln-Mindener ..| — 3½ 138 bz. C 
Franz St.-Eisenb. — | 5 41 a . br. u. G. Hamburg 
Ludw.-Bexbach. | 9 | A |128 bz. dito 
Magd.-Halberst.. 18% 4 zi8 B. [Londẽen 
Magd.-Wittenbrg.| — 4 38 % 4 % bz. 
Mainz-Ludw. A. | — | 4100 B. 
Mecklenburger . . 214] 4 |46%, bz. u. B 
Münster-Hammer) 4 | 4 498 
Neisse-Brieger . 24 4 49 8. 
Niederschles. ...| 4 | 4 |951% G. 
N.-Schl.-Zweigb. | ½ | 4 |— — — 
Nordb. (Fr.-W.) | — | 4 43% bz. u. B 
dito Prior. . — 4½ 101 6. 
Oberschles. A. . 75581192, ba. 


Telegraphiſche Courſe und Börfen-Nachrichten- 
Paris, 26, April, Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. begann bei ſtarker Nach⸗ 
frage zu 68, 35, ftieg auf 68, 70 und ſchloß in ſehr feiter Haltung belebt 
ur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 91 7 gemeldet. Schluß⸗ 
ourſe: Zyrz. Rente 68, 65. 4 prz. Rente 95, 30. Zprz. Spanier 47%. 
Iproz. Spanier 41%. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 
483. Credit⸗mobilier⸗Aktien 6880. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. 
Kredit⸗Aktien —. 
London, 26. April, Nachm. 3 Uhr. Conſols 91 /. Iprz. Spanier 41%, 
Mexikaner 3%. Sardinier 80. 5proz. Ruſſen 10176. 4 K prz. Ruſſen 91. 
Die Dampfer „Nova Scotian“, „Newyork“ und „Kangaroo“ find aus 


Auge er m 12 Uhr 30 Mi ber geſchäftslos 5 
en, 26. April, Mittags r* in. Feſt, aber geſchäftslo prz. 
; / etall. 57, 50. 2 gen Nordbahn 


Metall. 65, 70. 4 proz. 
204, 70. 1854er Looſe 86, 50. National⸗Anlehen 76, 60. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 282, —. Creditaktien 163, 80. London 148, 60. Hamburg 
111,50. Paris 58, 90. Gold —, —. Silber —, —. Eliſabetbahn 179, —. 
vomb. Eiſenbahn 188, —. Neue Looſe 116, —. 1860er Looſe 81, 75. 
Frankfurt a. M., 26. April, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten, Oeſter⸗ 
reichiſche Effekten theilweiſe etwas niedriger bei ſtillem Geſchäft. Schluß⸗ 
Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbach 129%. Wiener Wechſel 73%. Darm⸗ 
ſtädter Bankaktien 181. Darmſt. Zettelbank 234%. 5proz. Metall. 414. 
proz. Met. 35%. 1854er Looſe 56%. Oeſterr. National⸗Anleihe 49%. 
Deſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 27. Defterr. Bank⸗Antbeile 560. 
Oeſterr. Credit⸗Aktien 126%. Neueſte öſterr. Anleihe 54%. Oeſterr. Eli⸗ 
jabetbahn 116%. Rhein⸗Nähe⸗Bahn 21. Mainz⸗Ludwigsb. Litt. A. 100, 
Hamburg, 26. April, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Anfangs flau, ſchließt 
feſt. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 50%. Oeſt. Credit⸗Aktien 53%. 
9 Norddeutſche Bank 87. Diskonto 343% . 
Wien 114, 50. y 
Hamburg, 26. April. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt gehalten, ruhig, 
ab auswärts ftille. Roggen loco unverändert, ab Königsberg pr. Mai⸗ 
57 zu Affe o aber ruhig. Del pr. Mai 24, pr. Oftober 
25 74. affee ſtille. 
Liverpool, 26. April. [Baumwolle.] 20,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe % höher als am vergangenen Freitage. Wochenumſaß 80,070 B. 


Berlin, 26. April. In Paris hat ſich ſeit einigen Tagen die Lebhaf⸗ 
tigkeit verloren, die vor Kurzem eingetreten war, die letzten Börſen waren 
zunehmend matt. Obwohl die Beweggründe der Ermattung eben ſo wenig 
als die des früheren Aufſchwunge ganz klar find, fo iſt doch ihre Nüdwir: 
kung auf die anderen Börſen unausbleiblich. Für die heutige Geſchäftsun⸗ 
luft und eben ſo für die geſtrige iſt wenigſtens ein anderes Motiv nicht aufs 
zufinden. Die Börſe war heute noch ſtiller als geſtern, das Geſchaft viel 
beſchränkter und das Angebot bei BR weit geringerer Kaufluſt merklich vor⸗ 
wiegend. Namentlich war Letzteres heute mehr als geſtern in inländiſchen 
Papieren, in Eiſenbahn⸗Actien und in Fonds, wahrzunehmen. Nur ſehr 
vereinzelt traten Ausnahmen hervor, 1 ber ſind Coursherabſetzungen be⸗ 
ſonders bei Eiſenbahn⸗Actien heute viel bedeutender. Der Umſatz war in 
allen Effectengattungen beſchränkt und ſchleppend. Am Geldmarkt blieb mit 
21, % für feinſtes Berliner anzukommen. 

Die österr. Sachen erfuhren nur einen ſehr geringen Druck und behaup⸗ 
teten dann den etwas ermäßigten Coursſtand ſehr fe, da die wiener Courſe 
1 8 unverändert lauten. Das Geſchäft war aber gleichfalls ſehr be⸗ 

ränkt. 

Von Notenbankaktien gingen nur Kleinigkeiten vereinzelt um bei im Gans 
zen feſter b ele 

Unter den Eiſenbahnaktien waren ſowohl leichte Deviſen als auch viele 
der feinſten ſchweren Papiere heute ſehr gedrückt, und waren die letzteren 
wer nage haufig ſelbſt mit anſehnlichen Coursherabſetzungen nur ſeht 

er auszuführen. x 5 

Die Anleihen waren ſehr unbelebt, die 57 Notirungen behaupteten 
ſich meiſt nur nominell, da dazu Abgeber, aber ſelten Käufer waren. 

Oeſterr. Noten gaben 7 Thlr. nach, polniſche ſtellten ſich 4 höher. Wien 
war in beiden Sichten zu geſteigen Notirungen im Handel und weiter zu 
laſſen; von Warſchau gingen Poſten zu 86% um. (B. u. H.⸗Z.) 


Breslau, 27. April. [Produktenmarkt.] Bei mittelmäßigen 
gene An eboten von Bodenlägern für ſümnlche Getreidearten in 
Kaufluſt und Preſſen nicht weſentlich verändert gegen genen. — Oel⸗ und 
Kleeſaaten ohne Aenderung. — Spiritus matter, pro 100 Quart 1000 19%, 
April 19% B. u. G. 


SE. 1 

Weißer Weizen . 80 8188 92 Winterraps . 85 88 90 92 95 
Gelber Weizen „ 75 80 84 89 Winiensäblen 70 7 78 0 BR 
Brenner⸗Weizen . 60 65 70 72 Schlagleinſaat 70 75 80 85 93 
Roggen 57 59 61 68 = 
Bere „ A N 
Hafer . . . . 28 30 32 33 Rotke Kleeſaat 10 12 1517 14% 15% 
Kocherbſen 2 25 a 2 7 10 ‚10% 13 h 

. 8 ee . 9 10 10½ 1 { 
3 . 2 45 47 50 % 


Verantwortlicher Redakteur: R, Bürkner in Breslau. 
Drud von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Brezlau. 


